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Geleitwort 
von Michael Glos,  
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie

Dem Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V. übermittele ich mei-
ne Anerkennung für sein mehr als zwanzigjähriges Wirken. Als Bundesminister für Wirtschaft 
und Technologie, aber auch als langjähriger Vorsitzender einer Genossenschaft in meiner 
Heimat, fühle ich mich dem Genossenschaftsgedanken sehr verbunden.

Genossenschaften sind ein unverzichtbarer Bestandteil unserer Wirtschaft. Gerade für die 
regionale Wirtschaft und Versorgung besitzen sie einen  hohen Stellenwert. Die genossen-
schaftliche Rechtsform ist dabei auch nach über 140-jähriger Tradition sehr modern. Die 
umfangreiche Novellierung des Genossenschaftsgesetzes im vergangenen Jahr, durch die 
die Gründung einer Genossenschaft erleichtert wurde, unterstreicht dies deutlich. Die Viel-
zahl von Neugründungen auch in Branchen und mit Geschäftsideen, die man bisher in Ge-
nossenschaftssektor kaum kannte, belegt, dass mit der  Novellierung der richtige Weg ein-
geschlagen wurde.

Der Bundesverein hat seit seiner Gründung 1986 mit großem ehrenamtlichem Engagement 
den Genossenschaftsgedanken in vielfältiger Weise propagiert. Er hat dabei stets auch für 
Reformen zur Stärkung von Kleinunternehmen und zur Erleichterung von Neugründungen 
geworben. Somit ist es auch ein Verdienst des Vereins und seiner Mitglieder, dass die Ge-
nossenschaftsidee wieder einen spürbaren Bedeutungszuwachs in unserem Wirtschaftsle-
ben erhalten hat.

Ich wünsche dem Bundesverein, dass er auch in Zukunft  erfolgreich  für den Genossen-
schaftsgedanken werben und der Politik Anregungen für die Weiterentwicklung des Ge-
nossenschaftswesens geben kann.

							       Ihr

							       Bundesminister für Wirtschaft und Technologie
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Vorwort 
von Jan Kuhnert,
Vorsitzender des Bundesvereins
zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V.

Liebe Interessenten am Genossenschaftsgedanken,

in dieser Schrift präsentieren wir Ihnen die zwanzigjährige Geschichte unseres Bundesver-
eins zur Förderung des Genossenschaftsgedankens. Sie will einen Überblick geben, was der 
Verein seit seiner Gründung 1986 für die Verbreitung und Stärkung der Genossenschafts-
idee getan und erreicht hat.

Den langjährigen Mitgliedern, vor allem denjenigen, die sich in verantwortlichen Positionen 
befanden, ist der nicht selten steinige Weg in Erinnerung, der dabei gegangen werden musste. 
Auf lange Sicht hat sich die beharrliche Arbeit allerdings gelohnt, wie vor allem an der Novellie-
rung des Genossenschaftsgesetztes 2006 deutlich wird. Seit Gründung des Vereins war es eines 
der erklärten Ziele gewesen, durch gesetzliche Änderungen die Neugründung von Genossen-
schaften zu fördern bzw. kleinen Genossenschaften Hindernisse aus dem Weg zu räumen.

Das ist nun – nach 20 Jahren Vereinsarbeit – zumindest zum Teil geschafft. Im neuen Genos-
senschaftsgesetz von 2006 wird u.a. eine Neugründung mit drei Mitgliedern möglich; der För-
derzweck der Genossenschaftsmitglieder ist ausdrücklich auf kulturelle und soziale Belange 
ausgedehnt. Es wurde festgeschrieben, dass bei Genossenschaften mit bis zu 20 Mitgliedern 
der Vorstand mit nur einer Person besetzt sein kann und auf die Wahl eines Aufsichtsrats ver-
zichtet werden kann. Für kleinere Genossenschaften sind wichtige Prüfungserleichterungen 
aufgenommen worden. Dies sind alles Forderungen, die unser Verein seit langem in die öffent-
liche Diskussion getragen und für die er bei der Politik um Unterstützung geworben hat.

Trotz erster wichtiger Verbesserungen der Arbeitsbedingungen von kleinen und neuge-
gründeten Genossenschaften wird es immer wichtig bleiben, immer wieder darauf zu ach-
ten, dass Genossenschaften nicht gegenüber anderen Rechtsformen benachteiligt werden. 
Hier werden wir weiterhin unsere Stimme bei der Politik zu Gehör bringen, denn auch die 
Beratungs- bzw. finanzielle Förderung muss noch verbessert werden. 
Auch mit den genossenschaftlichen Verbänden und der Fachwissenschaft werden wir im 
engen Dialog bleiben und uns weiterhin für die Stärkung des Genossenschaftsgedankens 
und insbesondere für die Interessen der kleineren Genossenschaften einsetzen. 
Wir freuen uns über jede erfolgreich neu gegründete Genossenschaft, die  beweist, dass 
der Genossenschaftsgedanke immer noch lebt und attraktiv ist. Wir freuen uns auch über 
jedes neue Vereinsmitglied, ob Einzelperson, Institution oder Genossenschaft, das uns bei 
unserer künftigen Arbeit unterstützen möchte!
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spraxis von den demokratischen Idealen der 
Selbsthilfe und Selbstverwaltung ihrer Grün-
der in der Regel weit entfernt.   

Auf der anderen Seite waren es vor allem junge 
Menschen, die genau in dieser Zeit die genos-
senschaftliche Organisationsform neu entdeck-
ten. Nicht zuletzt im Nachklang der Studenten-
bewegung der 1960er Jahre entstanden Selbst-
hilfe- und Selbstverwaltungsprojekte mit dem 
Ziel, Wirtschaften und demokratische Mitbe-
stimmung mitein-
ander zu verbin-
den. Menschen 
mit gleichen Vor-
stellungen vom 
miteinander Le-
ben und Wohnen 
schlossen sich zu-
sammen, um ge-
meinsam zu bau-
en oder vom Ab-
r iss  bedrohte 
W o h n u n g s b e -
stände zu retten 
und gemeinsam zu verwalten. So entstand 
1983 zum Erhalt der ehemaligen Werkssied-
lung Rheinpreußen in Duisburg die erste Neu-
gründung einer Wohnungsgenossenschaft seit 
etwa 20 Jahren. Aber auch Handwerker oder 
Produzenten bzw. Nachfrager nach ökologisch 
erzeugten Lebensmitteln suchten nach neu-
en, demokratisch verfassten Unternehmens-
formen. Betriebsübernahmen durch Beleg-

schaften, die für den Erhalt ihrer Arbeitsplät-
ze kämpften, wurden diskutiert und eingefor-
dert. Die nachhaltigste Organisationsform für 
all diese Anliegen war damals und ist bis heu-
te die genossenschaftliche Rechtsform.  

Nicht zuletzt fielen die Anfänge des poli-
tischen Umbruchs in Osteuropa in diese 
Zeit. Schon während des „Prager Frühlings“ 
1968 wurde über einen „Dritten Weg“ zwi-
schen Kapitalismus und sozialistischer Plan-

wirtschaft als al-
ternat ives  Ge -
sellschafts- und 
Wir tschaf tsmo -
dell theoretisiert. 
Mit der Übernah-
me der Regie-
rungsverantwor-
tung durch Gor-
batschow in der 
Sowjetunion 1985 
und dem damit 
einhergehenden 
demokratischen 

Aufbruch in den Staaten des ehemaligen 
Warschauer Paktes, kamen unter anderem 
genossenschaftliche Modelle in Betracht, 
wenn es um Lösungen zwischen Markt- und 
Planwirtschaft ging. Die 1980er Jahre waren 
somit sowohl vom Niedergang alter, verkrus-
teter Wirtschaftsformen geprägt, als auch 
von der Hoffnung auf neue, eben demokra-
tische Strukturen.  

In den 1980er Jahren ging die Geschichte 
der gewerkschaftlichen Gemeinwirtschaft 
zu Ende. Probleme und Fehlentwicklungen 
um das Wohnungsunternehmen „Neue Hei-
mat“ und die Handelskette „Coop“, deren Ur-
sprünge auf genossenschaftliches Gedanken-
gut und Organisationsformen zurückgingen, 
schienen der Genossenschaftsidee Zukunfts-
Chancen zu verbauen und sie in unserer Ge-
sellschaft in Misskredit zu bringen. Auch die 
übrigen bedeutenden genossenschaftlichen 
Unternehmen vor allem im Banken- bzw. im 
Wohnungssektor hatten sich in ihrer Alltag-

Am 14. März 1986 kamen im Erich-Ollenhauer-
Haus in Bonn die 59 Gründungsmitglieder des 

„Vereins zur Förderung des Genossenschafts-
gedankens e.V.“ zusammen, der seinen Namen 
ab 2001 mit der Verlagerung des Vereinssitzes 
von Bonn nach Berlin in „Bundesverein zur 
Förderung des Genossenschaftsgedankens 
e.V.“ abänderte. Die Gründung eines Förder-
vereins, der sich für die Verbreitung der Ge-
nossenschaftsidee in Wirtschaft und Gesell-
schaft einsetzen wollte, war Mitte der 1980er 
Jahre kein Zufall. Für den Genossenschaftsge-
danken war es eine Zeit des Umbruchs. 

1986-2006: 20 Jahre Engagement für 
eine demokratische Wirtschaftsform 
Der Bundesverein zur Förderung des 
Genossenschaftsgedankens e.V. (BzFdG)

DER SPIEGEL; 22/1985
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Initiiert wurde die Gründung des Vereins zur 
Förderung des Genossenschaftsgedankens 
von Mitgliedern der SPD-Bundestagsfrak-
tion, die es als notwendig ansahen, „daran 
mitzuwirken, dass der historisch entwickelte 
Genossenschaftsgedanke wieder stärker zu 
einem wichtigen Faktor der politischen Kultur 
und der Wirtschaft wird. Die seit vielen Jah-
ren vernachlässigte Beschäftigung mit dem 
ursprünglichen Genossenschaftsansatz soll in 
die Reform des gemeinwirtschaftlichen Sek-
tors und in die Wiederbelebung wirtschafts-
demokratischer Strukturen einmünden...“, so 
die Pressemitteilung zur Vereinsgründung. 
Als erster Vorsitzender wurde MdB Hans-Ul-
rich Klose gewählt, einer seiner Stellvertreter 
war MdB Dr. Hans-Jochen Vogel.

Von Beginn an sollte der Verein allerdings kei-
ne sozialdemokratische Einrichtung sein und 
keine, die allein die Teile der Genossenschafts-
bewegung stärken sollte, die sich auf gewerk-

Der schwierige 
Brückenschlag zwischen 
Alt und Jung

Genossenschaften vertraten in der Geschich-
te neben ihrer rein wirtschaftlichen Funkti-
on zur Förderung ihrer Mitglieder in aller Re-
gel auch gesellschaftspolitische Ziele. So ent-
standen die bäuerlichen Raiffeisengenossen-
schaften ähnlich wie die mittelständischen Ein- 
und Verkaufsgenossenschaften der Handwer-
ker zur Unterstützung kleiner Betriebe, die im 
19. Jahrhundert mit der fortschreitenden 
Industrialisierung in ihrer Existenz be-
droht waren. Gleiches galt für die dar-
aus hervorgegangenen Raiffeisen- und 
Volksbanken, Selbsthilfeeinrichtungen, 
die ihren Mitgliedern Darlehen zur Ver-
fügung stellten, gerade dann, wenn an-
dere Banken das Risiko scheuten. 

Die großen Konsumgenossenschaften wa-
ren um 1900 entweder mit direkter Unterstüt-
zung organisierter Sozialdemokraten und frei-
er Gewerkschafter gegründet worden oder 
auf Betreiben der christlich orientierten Ar-
beitervereine. Das gleiche betraf viele Woh-
nungsgenossenschaften, obwohl hier Grün-
dungen auch berufsständische Hintergrün-
de hatten. Sowohl Konsum- als auch Woh-
nungsgenossenschaften waren angetreten, 
um der privaten, auf Gewinn orientierten 
Wirtschaft, eine am Bedarf der Mitglieder 

1986: Die Vereinsgründung
schaftliche bzw. sozialdemokratische Wurzeln 
berufen konnte. Um eine breite gesellschaft-
liche Diskussion zustande zu bringen, wurden 
acht Vorstands- und zehn Beiratsmitglieder in 
den ersten Vorstand gewählt. 

Neben den Repräsentanten aus der Politik 
zählten zu ihnen Vertreter der traditionellen 
Genossenschafts- und Gemeinwirtschaftssze-
ne (u.a. DGB-Vorstandsmitglied Lothar Zim-
mermann oder der Präsident des Bundes 
deutscher Konsumgenossenschaften Alfred 
Bußmann), Vertreter neu gegründeter Unter-
nehmen (u.a. Karl Bergmann, Gründungsmit-
glied der Ökobank eG oder Burghard Flieger) 
sowie aus der Wissenschaft kommende Pro-
motoren der neuen Genossenschaftsbewe-
gung (u.a. Dieter Otten, Professor für Sozio-
logie an der Universität Osnabrück und Klaus 
Novy, Professor für Wohnungsbau und Stadt-

teilplanung an der TU Berlin).       
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de Neugründungen mit gewaltigen finan-
ziellen, rechtlichen und prüfungstechnischen 
Hindernissen zu kämpfen haben, bevor sie 
überhaupt auf dem Markt aktiv oder gar er-
folgreich werden können. Die bestehenden 
Rahmenbedingungen waren im Laufe der 
Zeit den Erfordernissen der genossenschaft-

lichen Großbetriebe angepasst worden. Die 
Aufgabe des Vereins musste es sein, Neu-
gründungen auf den Weg zu helfen und sich 
gleichzeitig in die Diskussion um die Verände-
rung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
und der Förderprogramme einzubringen. 

Arbeitskreise

Um die Mitglieder und deren Kompetenzen, 
die in den unterschiedlichsten Bereichen la-
gen, in die Arbeit des Vereins einbinden zu 
können, sollten Arbeitskreise eingerichtet 
werden. Die ersten von der Mitgliederver-
sammlung vorgeschlagenen Themen dafür 
waren: „Neue Genossenschaften“ – hier soll-
ten sich Vertreter neu gegründeter Projekte 
zum Informationsaustausch treffen; „Bildung 
und Öffentlichkeitsarbeit“ – Erarbeitung und 
Umsetzung von Strategien, die die genos-
senschaftlichen Prinzipien in der Öffent-

lichkeit, aber auch in der schulischen bzw. 
Hochschulausbildung bekannter machen 
sollten; „Internationales“ – Informationsaus-
tausch über Erfahrungen in anderen europä-
ischen Ländern; „Landwirtschaft“ sowie „Ge-
werkschaften und Genossenschaften“.

Die ersten Arbeitskreise nahmen zwar ihre Ar-
beit auf. Eine Problematik lag aber vor allem 
darin, dass sich die Mitglieder aus dem ge-
samten Bundesgebiet rekrutierten und zu 
den Sitzungen anreisen mussten. Von den 

orientierte Wirtschaftsform entgegenzustel-
len. Vor allem die Konsumgenossenschaften 
hatten das Ziel, einen auf Solidarität beru-
henden Gegenentwurf zur kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung zu verwirklichen.

In den 1980er Jahren verstanden sich die be-
stehenden traditionellen Genossenschaften 
nunmehr weitgehend als ganz normale Wirt-
schaftsunternehmen, die dem genossen-
schaftlichen Förderprinzip dienten, indem sie 
wirtschaftliche Erfolge aufwiesen. Hingegen 
die neu gegründeten Selbsthilfeeinrichtungen 
und selbstverwalteten Betriebe betonten die 
demokratische Mitbestimmung und gesell-
schaftsreformerische Ansätze als das beson-
dere am Genossenschaftsmodell. Die Mehr-
heit der organisierten Arbeiterschaft tat sich 
gleichfalls schwer mit den neuen selbstverwal-
teten Betrieben, denn das gewohnte Gegen-
über von Arbeitgebern bzw. Arbeitnehmern 

fehlte. Man befürchtete, dass nicht nur unter-
tarifliche Beschäftigungsverhältnisse die Regel 
würden, sondern sogar am Rande der „Selbst-
ausbeutung“ gearbeitet würde. Eine schwie-
rige Diskussion zeichnete sich ab.  

Forum alte und neue 
Genossenschaften

Als Initialzündung für den neuen Verein organi-
sierten sozialdemokratische Bundestagsabge-
ordneten im Oktober 1986 das „Forum der SPD 

– Alte und neue Genossenschaften“, zu dem 
es gelang wichtige Persönlichkeiten aus Lan-
desministerien, aus traditionellen Genossen-

schaften, aus Prüfungsverbänden 
sowie Vertreter aus „Selbstverwal-
teten Betrieben“ zu Vorträgen, Dis-
kussionen und Arbeitsgruppen an 
einen Tisch zu bringen.

Ein wesentliches Fazit des Forums 
war die Feststellung, dass gera-
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die Zahlen. In den ersten beiden Jahren 
des Projektes kam es zu 119 Anfragen, die 
in 20 Fällen zur Gründung neuer Genos-
senschaften führten, die 50 Vollzeit- und 40 
Teilzeitarbeitsplätze einrichten konnten.

Genossenschaften aus allen Sparten 
wandten sich an innova. Gründungen, 
die innova mit auf den Weg brachte wa-
ren zum Beispiel die „Ehrenfelder Bau- 
und Produktionsgenossenschaft eG“ in 
Köln; die „Aubergine eG“, ein Menue-
dienst in Bonn; der Dritte-Welt-Großhan-
del „Liberacion eG“ in Lehrte; „Neue En-
ergien Wiehengebirge eG“ in Bad Essen 
oder die Sterbehilfe „Begleitung eG“ in 
Köln. Resultate der Beratungsarbeit wa-
ren schließlich zahlreiche Handbücher 
für Neugründer und -gründerinnen.   

Die Angebote von innova umfassten 
Informationen zur genossenschaf t-
lichen Rechtsform; die Prüfung, wel-
che Rechtsform für ein geplantes Pro-
jekt am geeignetsten sei; Unterstüt-
zung bei Gründungsformalitäten und 

oben genannten Themenschwerpunkten ar-
beitete die Gruppe „Bildung und Öffentlich-
keitsarbeit“ am konstantesten. Sie produzierte 
unter anderem einen Rundfunk-Spot, der sich 
mit der Thematik Genossenschaftsgründung 

auseinander setzte. Die schließlich dauerhaf-
testen Arbeitskreise wurden im Laufe der Jah-
re „Recht“, der sich mit Vorschlägen zur No-
vellierung des Genossenschaftsgesetzes be-
fasste, sowie der Arbeitskreis „Wohnen“.  

1988-1992: innova Gründungsberatung
Bis Ende 1987 hatten sich rund 250 Mitglieder 
dem Verein angeschlossen, darunter nicht nur 
Einzelpersonen, sondern auch Landtagsfrakti-
onen, Genossenschaftsverbände und selbst-
verwaltete Betriebe. Bald erreichten den Ver-
ein mehr und mehr Anfragen mit der Erwar-
tung nach Auskünften und Ratschlägen zur 
genossenschaftlichen Rechtsform. So wur-
de es 1987 notwendig, eine Geschäftsstelle 
einzurichten und auch die praktische Grün-
dungsberatung ins Auge zu fassen. 

Um die notwendige Beratungstätigkeit auf 
eine solide Grundlage zu stellen und sie zu ei-
ner Dauereinrichtung zu machen, wurde das 
Projekt „innova“ ins Leben gerufen. Ziel war 
es, eine Entwicklungsagentur aufzubauen, 

um vor allem Arbeitslose oder von Arbeitslo-
sigkeit Bedrohte auf dem Weg in die gemein-
schaftliche Selbständigkeit zu unterstützen. 

Der Anschub des Projektes gelang zu Be-
ginn des Jahres 1988 mit Hilfe von Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen, die über einen 
besonderen Titel „Förderung der Erprobung 
neuer Wege in der Arbeitsmarktpolitik“ des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung ermöglicht wurden und zunächst 
für drei Jahre genutzt werden konnten.

Mit Hilfe der ABM-Förderung war es möglich, 
alle angebotenen Dienstleistungen für die 
Neugründer unentgeltlich bereit zu stellen. 
Wie notwendig die Einrichtung war, zeigten 
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„Erfolgreich wirtschaften 
– solidarisch arbeiten“
Das Handbuch zur Gründung von Genos-
senschaften wendete sich vor allem an Pro-
duktiv- und Verbrauchergenossenschaften, 
bzw. an Personen, die gemeinsam mit an-
deren ein Unternehmen gründen möchten. 
Es gibt Anleitungen zum Gründungsprozess, 
zur demokratischen Willensbildung in der 
Genossenschaft, zur Organisation eines Be-
triebes und zu betriebswirtschaftlichen Er-
fordernissen (1991).

„Beratungs- und 
Weiterbildungsleitfaden“
Mit dem Leitfaden wurden für genossen-
schaftlich-selbstverwaltete Betriebe und 
Projekte alle bestehenden Beratungs- und 
Weiterbildungseinrichtungen aufgeführt 
und beschrieben, an die sich Neugründer 
wenden konnten. Regional gegliedert nach 
Bundesländern sollte die Möglichkeit gebo-
ten werden, Einrichtungen zu finden, die in 
der eigenen Nachbarschaft Dienstleistun-
gen anbieten konnten (1991).

„Gemeinsam und Selbstbestimmt“ 
Im Gegensatz zu den gewerblichen Projekten 
standen die Neugründer von Wohnungsge-
nossenschaften vor zusätzlichen Hürden. Der 
Häuserbau erfordert vor allem Eigenkapital, 
Grund und Boden oder Immobilien und dafür 
nicht zuletzt ein weitaus höheres Startkapital. 
Um die Besonderheiten des Wohnungsneu-
baus oder der Althaussanierung zu themati-
sieren, musste ein zweiter Gründungsleitfaden 
herausgegeben werden. Beide entstanden mit 
sehr viel ehrenamtlichem Engagement sowie 
mit Unterstützung von Gründungsberatern 
und Vereinsmitgliedern (1988).

„Perspektiven der Genossenschaften“
Ein Theorieband mit Beiträgen von Vereins-
mitgliedern aus deren fachbezogener Sicht 
zu Themen wie Novellierung des Genossen-
schaftsgesetzes, Rolle der Prüfverbände, Wirt-
schaftsdemokratie, Arbeits- und Sozialrecht 
und neue Genossenschaften, Entwicklungs-
chancen für Produktivgenossenschaften, Ein-
schätzungen zur Umstrukturierung der Ge-
nossenschaften der ehemaligen DDR (1990).

Trotzdem blieb das Projekt weit über den 
Zeitraum seines Bestehens hinaus wirksam. 
Anfang der 1990er Jahre knüpfte innova ver-
stärkt Kontakte in die Neuen Bundesländer, 
woraus sich Folgeprojekte ergaben. Auf der 
anderen Seite waren neben vielfältiger Öf-
fentlichkeitsarbeit vor allem Publikationen 
zu den unterschiedlichen Genossenschafts-
sparten entstanden, die für Neugründer lan-
ge Zeit als Standardwerke dienten:

„Wir helfen uns selbst“
Der Gründungsleitfaden richtete sich an ge-
werbliche und Dienstleistungsgenossen-
schaften und unterrichtete über sämtliche 
Schritte von der Idee, über die Suche nach der 
geeigneten Rechtsform, bis hin zur Gründungs-
prüfung und der anschließenden betriebswirt-
schaftlichen Führung eines Unternehmens. Der 
Leitfaden enthielt nicht nur alle nützlichen 
Adressen von Verbänden und Beratungsein-
richtungen, sondern stellte auch bereits erfolg-
reich gegründete Selbstverwaltungsprojekte 
mit ihren Erfahrungen vor (1987).

bei der Erstellung einer Satzung; Kontakt-
aufnahme zum Prüfungsverband; Vermitt-
lung von Kontakten zu vergleichbaren 
Neugründungen, zu Betriebsberatern oder 
Finanzierungsquellen.

Im dritten Förderjahr sollte nun versucht wer-
den, innova in eine wirtschaftlich eigenstän-
dige Beratungsgesellschaft ohne öffentliche 
Förderung zu überführen. Diese Absicht ließ 
sich aber nicht realisieren. Die Anzahl ge-
nossenschaftlicher Neugründungen erwies 
sich langfristig als zu gering, zumal die In-
teressenten nicht über die Mittel verfügten, 
den notwendigen Beratungsaufwand selber 
finanzieren zu können. Das innova-Projekt 
erhielt zwar bis Ende 1992 eine zweijährige 
Verlängerung aus ABM-Mitteln, musste da-
nach aber eingestellt werden. Mit der Auf-
lösung des innova-Büros in Bonn ging die 
Geschäftsführung und damit die Vereinsge-
schäftsstelle nach Dortmund.
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nötigte man das fachtechnische Know-How. 
Im März 1990 richtete innova ein Kontakt-
büro in Dessau ein, das in Kooperation mit 
dem von „Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks“ gegründeten regionalen „Verein 
zur Förderung des Genossenschaftsgedan-
kens Sachsen-Anhalt e.V.“ betrieben wurde. 
Von hier aus konnten noch 1990 die ersten 
Seminare und Weiterbildungsveranstaltun-
gen durchgeführt werden.

Im Juli 1990 fand ein erstes zweitägiges Se-
minar unter dem Thema „Strukturen und Per-
spektiven der Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks in der marktwirtschaftlichen 
Ordnung“ in Kooperation mit der Handwerks-
kammer Berlin/DDR statt. Es diente als Ein-
stieg ins bundesdeutsche Genossenschafts-
recht und den damit verbundenen betriebs-
wirtschaftlichen Erfordernissen. Die Vorstän-
de bestehender genossenschaftlicher Hand-
werksbetriebe waren die Adressaten.

1990-1996: Arbeitsschwerpunkt 
Neue Bundesländer
Der ökonomische Umstrukturierungsprozess 
in den neuen Bundesländern nach der deut-
schen Wiedervereinigung, aber auch schon 
in der Nach-Wende-DDR, eröffnete Freiräu-
me für alternative Wirtschaftsformen. Genos-
senschaftliche Zusammenschlüsse für Hand-
werker oder die Zukunft der schon zu DDR-
Zeiten existierenden Konsum-, Landwirt-
schafts- (LPG) und Arbeiterwohnungsbau-Ge-
nossenschaften wurden diskutiert. Gleichzeitig 
mussten sich die DDR-Genossenschaften nun 
an der entsprechenden Gesetzgebung der al-
ten Bundesrepublik orientieren. Beratung wur-
de auch beim Verein zur Förderung des Ge-
nossenschaftsgedankens angefragt.

Die ersten Kontakte konnten nach Dessau in 
Sachsen-Anhalt geknüpft werden. Vertreter 
der mittelständischen Wirtschaft und der Rat 
der Stadt Dessau suchten beim Verein Unter-
stützung. Für den Aufbau mittelständischer, 
genossenschaftlicher Handwerksbetriebe be-

„Archiv - Neue Genossenschaften. 
Alternative Ökonomie. 
Beschäftigungsinitiativen.“ 
Zur Sicherung von Publikationen und Er-
fahrungen aus der bisher geleisteten Arbeit 
des Vereins und der innova-Beratungsge-
sellschaft gab der Verein eine CD mit Benut-
zungshandbuch heraus. Neben der Doku-
mentation von 612 Beiträgen auf ca. 10.000 
Seiten ermöglicht eine umfangreiche Biblio-
graphie einen Überblick zum Thema Genos-
senschaften, zu über 630 Buchvorstellungen 
und Projektdarstellungen: Ein Geschichts-
buch der alternativen Ökonomie.  

„Wir gründen eine Genossenschaft“
Auf dem Hintergrund, dass viele der ost-
deutschen landwirtschaftlichen Produkti-
onsgenossenschaften (LPG) mit der „Wen-
de“ in ihrer ursprünglichen Form nicht über-
leben würden, entstand ein Leitfaden, der 
sich mit den Möglichkeiten einer Umstruk-
turierung der Betriebe und mit den verän-
derten rechtlichen Rahmenbedingungen 
auseinander setzte (1991). Weitere Veröffent-
lichungen und Materialen-Bände erschienen, 
die schließlich gesammelt als „Archiv“ ver-
öffentlicht wurden: 
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Für den Bundesverein begann nun eine Phase der Kon-
solidierung. Es hatte sich herausgestellt, dass – wie bis 
1996 der Fall - allein über Mitgliedsbeiträge und ak-
quirierte Projekte auf Dauer keine hauptamtlich be-
setzte Geschäftsstelle zu finanzieren war. Nach einer 
Übergangsphase, in der die Geschäfte vom Klaus-
Novy-Institut in Köln geführt wurden, übernahm der 
Schatzmeister des Vereins, Wolfram Püschel, diese 
Tätigkeit 1997 ehrenamtlich nach Solingen.

Neben Seminarveranstaltungen, die auf der Grundlage 
des Engagements einzelner Mitglieder organisiert und 
durchgeführt wurden, kam der in der Regel zweimal 
jährlich erscheinenden Publikation des Vereins, den 
„Genossenschaftlichen Informationen“ 
als Bindeglied zur Mitgliedschaft die 
größte Bedeutung zu. 1995 war der 
ursprüngliche „Mitgliederrundbrief“ 
umbenannt worden, um ihn auch 
stärker für die Außenwerbung und 
Außenwirkung des Vereins nutzen 
zu können. 

Langsam entwickelte der Verein 
wieder größere eigene Aktivi-
täten. Der Arbeitskreis Wohnen 
legte „Vorschläge zur steuer-
lichen Förderung des genossen-
schaftlichen Wohnens“ vor. Als 
Mitveranstalter beteiligte man 
sich an Tagungen: Gemeinsam 
mit dem Wohnbund „Bestands-
sicherung durch Wohnungsge-
nossenschaften“; gemeinsam 
mit dem Oswald-von-Nell-
Breuning-Haus in Herzogen-
rath „Genossenschaftliche 
Selbsthilfe im 21. Jahrhundert 

– Chancen und Grenzen einer 
Gemeinwesenökonomie in 
Europa“ oder gemeinsam 
mit „Eurosolar“ die Tagung 

„Energiegenossenschaften“.

1997-2000: Konsolidierung und ideelle 
Arbeit des Vereins stehen im Vordergrund

Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V.

Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V.

innova® - Projekte für die Zukunft von Genossenschaften

innova® - Projekte für die Zukunft von Genossenschaften
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 . . .

Arbeitskontakte nach Sachsen kamen hinzu. 
Im Auftrag der „Wohnungspolitischen Initia-
tive der SPD-Bundestagsfraktion“ entstand 
der Bericht „Bestandsaufnahme von kleinen 
Wohnungsbaugenossenschaften in Leipzig. 
Chancen der Selbsthilfe im genossenschaft-
lichen Wohnungsbau“. Daraus entwickelten 
sich weitere Initiativen, die 1994 in Leipzig 
zur Gründung einer ersten Regionalgruppe 
des Vereins führten. 

Dr. Sonja Menzel und Holger Tschense 
vom Sächsischen Regionalverein.

In Berlin wurde mit dem Aufbau einer „Be-
ratungsstelle für die Beratung von Grün-
dern bei der Aus- und Neugründung von 
Wohnungsgenossenschaften in den Län-
dern Berlin, Brandenburg und Sachsen-An-
halt“ begonnen. In Sachsen-Anhalt konn-
te 1995 übergangsweise ein weiteres Büro 
des Vereins zur Förderung des Genossen-
schaftsgedankens in Magdeburg im „Haus 
der Verbände“ eingerichtet werden, unter-
stützt durch den Verband der Wohnungs-
unternehmen Sachsen-Anhalt. In diesem 
Zusammenhang wurde im Auftrag des Mi-
nisteriums für Stadtentwicklung, Wohnen 
und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt ein 

„Gründungsleitfaden für kleinere Wohnungs-
genossenschaften“ herausgegeben.

Als langfristige Einrichtung in den neuen 
Bundesländern blieb die Regionalgruppe 
in Leipzig unter dem Namen „Sächsischer 
Verein zur Förderung des Genossenschafts-
gedankens e.V.“ als eigenständiger Verein be-
stehen. In Anspruch genommen wurde die 
Beratung der Regionalvereine bzw. -grup-
pen in erster Linie durch Neugründer von 
Wohnungsgenossenschaften. Aufgrund des 
„Altschuldenhilfegesetzes“ in den neuen 
Bundesländern mussten Wohnungsgesell-
schaften und –genossenschaften Bestände 
privatisieren. Neben der Einzelprivatisierung 
entstand daraus auch eine größere Anzahl 
neuer Wohnungsgenossenschaften.
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innova eG - 
Gründungsberatung

Mit Unterstützung aus Mitteln der Europä-
ischen Union eröffnete sich 2001 die Chance, 
die „alte“ vom Verein geschützte Marke „inno-
va“ mit neuen Aktivitäten zu beleben. Im Rah-
men der EU-Gemeinschaftsinitiative EQUAL 
wurde die Förderung des Projektes „innova-
Entwicklungspartnerschaft für Selbsthilfege-
nossenschaften“, beantragt. Die EQUAL-Pro-
jekte haben das Ziel, Arbeitslosigkeit zu verhin-
dern und Humanressourcen zu entwickeln.
 
Auf Initiative des Bundesvereins wurde für 
dieses Projekt ein eigener Träger geschaffen: 
Die innova eG. Gründungsmitglieder der in-
nova eG waren neben dem Bundesverein die 
Bank für Sozialwirtschaft AG, der GdW-Bun-
desverband Deutscher Wohnungsunterneh-
men e.V., der Sächsische Verein zur Förderung 
des Genossenschaftsgedankens e.V., das NETZ 
für Selbstverwaltung und Selbstorganisation 
e.V., das netz NRW Verbund für Ökologie und 
soziales Wirtschaften e.V., der Zentralverband 
deutscher Konsumgenossenschaften e.V. so-
wie Univation - Institut für Evaluation und 
wissenschaftliche Weiterbildung e.V. 

Durch den unermüdlichen Einsatz von in-
teressierten Vereinsmitgliedern gelang es, 
die notwendige Gründungsberatung wieder 
auf eine solide Basis zu stellen. Seit 2002 ist 
die innova eG in Leipzig ansässig. Den Vor-
stand bildeten drei Vorstandsmitglieder des 
Bundesvereins, Dr. Sonja Menzel, Dr. Burg-
hard Flieger und Hans-Gerd Nottenbohm. 

Dank der öffentlichen Förderung stand nun ein 
Team von Voll- und Teilzeitbeschäftigten mit 
einem umfangreichen Know-How zur Verfü-
gung. Zielvorgabe des zunächst bis 2005 lau-
fenden Projektes war es, 15 neue Genossen-
schaften auf den Weg zu bringen, Arbeitslo-
se zu motivieren sowie sie fachlich und ge-
nossenschaftlich so zu qualifizieren, dass sie 
in der Lage sind, gemeinsam eine Genos-

2001-2006: Aufbruch ins neue Jahrhundert
Die begonnene Auseinandersetzung mit 
dem Thema „Schülerfirmen in genossen-
schaftlicher Form“ hat in geradezu erschre-
ckender Weise deutlich werden lassen, dass 
die Genossenschaft fast nicht stattfindet. 
GmbH, AG etc. als Rechtsformen für Schü-
lerfirmen werden hingegen von „der Wirt-
schaft“ mit beachtlichem Informations- und 
Materialaufwand propagiert und durchexer-
ziert. Wie soll der Nachwuchs überhaupt auf 
die Idee kommen, dass es auch noch ande-
re Formen und Ziele des Wirtschaftens gibt, 
wenn über die eG nicht informiert wird? 

Kommen Menschen trotz allem auf die Idee, 
sich in genossenschaftlicher Form selbst zu 
helfen, treffen sie auf Rahmenbedingungen 
oder besser gesagt Hürden und Erschwer-
nisse bei Gründung und Betrieb, die ab-
schrecken und viele Initiativen im Keim er-
sticken. Ob bei der Veräußerung von Woh-
nungsbeständen des Staates und der Kom-
munen, ob bei der Privatisierung anderer 
kommunaler Einrichtungen, die genossen-
schaftliche Selbsthilfe nach dem Motto „Be-
troffene zu Beteiligten machen“ hat, so sie 
überhaupt ein Thema wird, einen schweren 
Stand.

Die eG, die eingetragene Genossenschaft 
als die Rechtsform für die wirtschaftliche 
Selbsthilfe mit ihren ausgeprägten demo-
kratischen Elementen wird seitens der Poli-
tik noch immer nicht als ein besonders nahe 
liegendes Instrument propagiert. Obwohl 
der derzeitige „Umbau“ in der Gesellschaft 
dem Genossenschaftsgedanken eine Fülle 
von Chancen bieten kann - so er die Betrof-
fenen denn erreicht und entsprechenden In-
itiativen auf dem Weg zur eG die erforder-
liche Begleitung gegeben wird.

Im November 2000 hatte die Mitgliederver-
sammlung die Verlegung des Vereinssitzes 
von Bonn nach Berlin beschlossen, die seit 
April 2001 durch Eintragung ins Vereinsregis-
ter auch offiziell wurde. Gleichzeitig erhielt 
der Verein den Namenszusatz „Bundes...“, um 
keine Verwechslungen mit eigenständigen 
Regionalvereinen gleichen Namens aufkom-
men zu lassen.    

Wie notwendig es mehr denn je ist, über die 
„eingetragene Genossenschaft“ zu informie-
ren und für die Nutzung dieser besonde-
ren Rechtsform zu werben, mag mit einigen 
Schlaglichtern verdeutlicht werden: 

Die absolute Zahl der Genossenschaften in 
Deutschland ist von rund 52.500 (1934) auf  rund 
7.600 (2007) geschrumpft. Dieser Schwund ist 
hauptsächlich auf eine Fusionswelle zurück-
zuführen, deren Ende noch nicht absehbar ist. 
Mit abnehmender Zahl der Genossenschaften 
schwinden aber auch öffentliche (politische) 
Relevanz und Kenntnisse über die Besonder-
heiten dieser Rechtsform, z.B. bei den verschie-
denen Beraterinnen und Beratern, die auf die 
Wahl der Rechtsform bei Existenzgründungen 
Einfluss haben und auch nehmen. 

Man muss schon lange suchen, um in staatli-
chen Informationsschriften für Existenzgrün-
der auch einmal etwas über Genossenschaften 
zu finden. Dabei ist die eG erwiesenermaßen 
die Rechtsform mit dem bei weitem gerings-
ten Anteil an Insolvenzen. Für die wirtschaft-
liche Selbsthilfe des einzelnen Arbeitslosen 
wurde die „Ich-AG“ kreiert. Dass die wirtschaft-
liche Selbsthilfe von Gruppen Betroffener, also 
die Genossenschaft auch ein Ansatz für eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik wäre, wird seitens 
des Staates nicht dargestellt. 
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Preisträger 2006

Für die Vergabe des zweiten Genossen-
schaftspreises wurde die Schaffung neu-
er Arbeitsplätze als Auswahlkriterium for-
muliert. Auch im Zeichen der von der Bun-
desregierung propagierten und geförder-
ten sogenannten „Ich-AG“ wollte der Ver-
ein die Alternative der genossenschaft-
lichen „Wir-eG“ einer breiteren Öffentlich-
keit präsentieren.

Von den 20 eingesendeten Beiträgen erhielt 
die „Cena et Flora eG“ aus Riesa in Sachsen von 
der Jury den ersten Preis zuerkannt. Die Ge-
nossenschaft entstand als Ausgründung des 
Vereins für Jugendhilfe und Beschäftigungsför-
derung „Sprungbrett e.V.“, versorgt über eine 
eigene Küche Schulen mit frischem Essen und 
übernahm eine ehemalige Stadtgärtnerei.

Zwei zweite Preise gingen an die Freibur-
ger „SAGES eG“, eine Serviceagentur für Se-
nioren sowie an die Produktiv- und Stadt-
teilgenossenschaft „Plattenberg eG“ in Ber-
lin. Zwei dritte Preise erhielten jeweils die 
Raiffeisen Warengenossenschaft aus Leese 
in Niedersachsen, die neue Arbeitsfelder er-
schloss sowie die „Lausitzer Zeitreisen eG“, 
die im Tourismussektor tätig ist. 

Dokumentation zum Genossenschaftspreis 2006für Ideen und Engagement
„Genossenschaften und neue Arbeitsplätze“

Beiträge und Preisträger

Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V.

Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V.

innova® - Projekte für die Zukunft von Genossenschaften
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senschaften zu gründen und zu führen. Un-
ter anderen gehörten zu den durch die inno-
va eG beratenen Neugründungen die Stadt-
teilgenossenschaft Chemnitz-Sonnenberg eG, 
die Service-Agentur für Senioren SAGES eG in 
Freiburg, die im Tourismusbereich tätige Lau-
sitzer Zeitreisen eG oder die „Miteinander Ar-
beit schaffen eG“ in Mülheim an der Ruhr.

Zwischenzeitlich konnte der Mitgliederkreis der 
innova um zwei genossenschaftliche Verbän-
de erweitert werden, so dass neben GdW und 
ZdK auch der PKMG - Prüfverband der kleinen 
und mittelständischen Genossenschaften e.V. 
sowie der MGV - Mitteldeutscher Genossen-
schaftsverband (Raiffeisen/Schulze-Delitzsch) 
e.V. die Arbeit der innova unterstützen.

Genossenschaftspreise 2001 und 2006
Um die Genossenschaftsidee und ihre prak-
tischen Erfolge weiter in die Öffentlichkeit 
zu tragen, schrieb der Bundesverein zum 
ersten Mal 2001 einen „Genossenschaftspreis 
für Ideen und Engagement“ aus. 

Der erste Wettbewerb 2001 wurde im „Inter-
nationalen Jahr des Ehrenamtes“ veranstal-
tet und hatte deshalb als inhaltliche Aus-
richtung das Motto „Mitglieder engagie-
ren sich“. Der bundesweit ausgeschriebene 
Wettbewerb verfolgte zwei Anliegen: Zum 
einen sollte einer breiten Öffentlichkeit an-
hand der Wettbewerbsbeiträge vor Augen 
geführt werden, welche Leistungen ehren-
amtlich und freiwillig Tätige für „ihre“ Ge-
nossenschaften erbringen. Die eingereich-
ten Beispiele sollten zum anderen sowohl 
als Anregungen zur Attraktivitätssteigerung 
des eigenen genossenschaftlichen Unter-
nehmens dienen, als auch von Interessierten 
als Impuls zur Neugründung von Genossen-
schaften aufgenommen werden. Es wurden 
33 Wettbewerbsbeiträge eingereicht.

Preisträger 2001

Der erste Preis ging an die Lübecker „Land-
wege eG“, in der sowohl Erzeuger ökolo-
gisch angebauter Lebensmittel als auch die 
Abnehmer als Genossenschaftsmitglieder 
organisiert sind, einen eigenen Laden be-
treiben und sich mit ihrem Konzept zum 
größten Anbieter für Naturkost in der Re-
gion entwickelten. 

Der zweite Preis wurde geteilt und an die 
„Siedlungsinitiative Weierheide“ Oberhausen 
vergeben, die um den Erhalt einer ehemaligen 
Zechensiedlung kämpfte sowie an den „Ar-
beitskreis Irdinger Hof“ in Freiburg, die sich 
für die Verbesserung der Lebensbedingungen 
in der Genossenschaftssiedlung engagierte. 
Den dritten Preis erhielt „Neuwerk eG“ Kons-
tanz, die eine stillgelegte Fabrik zur Nutzung 
für Handwerker, Künstler und andere Gewer-

betreibende umbaute.

Der BzFdG beabsichtigt, den Wettbewerb 
um seinen „Genossenschaftspreis für Ideen 
und Engagement“ auch künftig im Abstand 
von einigen Jahren zu aktuellen Themen zu 
veranstalten.       

Kürbisprojekt mit der 
Kindertagesstätte ‚Mischka‘.
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2007: Was will der Bundesverein 
in Zukunft erreichen?

sourcen schonende Energieversorgung, Erhalt 
kommunaler Infrastruktur etc., die bisher von 
anderen Rechtsformen dominiert werden.

Er will insbesondere in den Bereichen Bil-
dung, Kultur und Soziales zu mehr Träger-
schaften in Form der gemeinnützigen Ge-
nossenschaft kommen. 

Auf dem Hintergrund dieser Ziele sind Ge-
setzesreformen sowie der Aufbau von För-
der- und Beratungsstrukturen vor allem für 
neue und kleine Genossenschaften die zen-
tralen Zukunftsaufgaben zur Förderung des 
Genossenschaftsgedankens. Der Bundesver-
ein hat in den vergangenen 20 Jahren trotz 
mancher Rückschläge und mancher vergeb-
licher Überzeugungsarbeit vieles auf diesem 
Weg geleistet. 

Er will mithelfen, dass immer, wenn wirt-
schaftliche Eigeninitiative von Menschen ge-
fragt wird, auch die Rechtsform einer Genos-
senschaft gewählt werden kann.

Er will Menschen begreiflich machen, dass 
sie in einer Genossenschaft ihre Lebenswelt 
und ihre wirtschaftliche Organisation besser 
gestalten können. 

Er will dazu beitragen, dass es in den nächs-
ten Jahren wieder mehr Neugründungen als 
Löschungen von Genossenschaften gibt.

Er will darauf hinwirken, dass diese Neugrün-
dungen nicht nur in den traditionellen Berei-
chen wie Wohnen, Banken, Landwirtschaft 
und Konsum erfolgen, sondern auch auf Tätig-
keitsfeldern wie zusätzliche Arbeitsplätze, Res-

Recht

Der BzFdG hat sich  konsequent dafür ein-
gesetzt, die Gründung und die Rahmenbe-
dingungen für die Arbeit von Genossen-
schaften zu verbessern. Ein wesentlicher 
Schritt nach vorn ist mit der Novellierung 
des Genossenschaftsgesetztes 2006 erreicht, 
die in Deutschland auch zur Anpassung an 
EU-Recht notwendig wurde. Der Bundes-
verein hatte sich mit seinen Stellungnah-
men stets dafür ausgesprochen, die Grün-
dung neuer Genossenschaften zu fördern, 
die Arbeit der kleinen Genossenschaften zu 
erleichtern sowie das Genossenschaftsrecht 
verstärkt für den Bereich sozialer und kultu-
reller Infrastruktur zu nutzen, Forderungen, 
die nun auch rechtsverbindlich sind. 

Sozialgenossenschaften

Einen bedeutend werdenden Genossen-
schaftssektor bilden die „Sozialgenossen-
schaften“. Soziale Probleme, verbunden mit 
Arbeitslosigkeit, werden vor allem in einzel-
nen Stadtteilen offenbar, von daher entste-
hen Neugründungen vielfach auf Stadtteile-
bene. Nicht zuletzt durch die Novellierung 
des Genossenschaftsgesetztes, das soziale 
und kulturelle Belange der Mitglieder zum 
ersten Mal ausdrücklich als förderungswür-
dig anerkennt, entsteht in diesem Sektor 
eine Vielzahl neuer Genossenschaften.   

Der BzFdG hat daher bereits 2003 gemeinsam 
mit der Paritätischen Bundesakademie einen 
Leitfaden für neue Sozialgenossenschaften 
herausgegeben, bearbeitet vom Vereinsmit-
glied Dr. Burghard Flieger. Bereits seit 2001 
veranstaltet der Verein, ebenfalls in Koopera-
tion mit anderen Trägern, Tagungen zu der ak-
tuellen genossenschaftlichen Thematik. Die 
Durchführung von Fachtagungen in Koopera-
tion mit anderen Trägern hat sich in den letz-
ten Jahren wegen des begrenzten finanziellen 
wie personellen Einsatzes als sinnvoll erwiesen 
und soll in Zukunft fortgeführt werden. 

Wirtschaftlichkeit und sozialpolitisch ver-
antwortliches Handeln müssen sich nicht 
widersprechen. Das verdeutlicht das brei-
te Spektrum vorhandener Sozialgenossen-
schaften, die sich in den letzten Jahren ent-
wickelt haben. Sie reichen von Unternehmen 
zur Arbeitsplatzsicherung für benachteilig-
te Gruppen über Betriebsgenossenschaften, 
die Tagesstätten für behinderte Kinder oder 
Schulen führen, bis hin zu neuen Dienstleis-
tungskooperativen im Altenhilfebereich.

Die Bezeichnung eines Teils der neuen Ge-
nossenschaften als Sozialgenossenschaften 
verdeutlicht ihren eigenständigen Charakter. 
Sie werden so genannt, weil Mitglieder, die 
Beschäftigten oder das Tätigkeitsfeld dem 
sozialen Sektor zuzuordnen sind. Agieren 

sie erfolgreich, können sie helfen, zahlreiche 
Ziele gleichzeitig zu verwirklichen: mehr Ar-
beitsplätze, bessere soziale oder gesund-
heitliche Versorgung, attraktives Wohnen 
für unterversorgte Teilgruppen und selbst-
bestimmtes Arbeiten.
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Grundlage der Reform der Genossenschafts-
förderung werden:

-	 Verbesserung der Eigenkapitalsituation 
für genossenschaftliche Investitionen in 
den Ankauf, den Neubau und grundle-
gende Modernisierungen

-	 Sicherstellung eines objektbezogenen 
Einsatzes der Zulagenförderung, in dem 
die Zulage ausschließlich für die Finanzie-
rung von umsetzungsreifen Maßnahmen 
im Neubau, beim Bestandserwerb oder 
im Bereich des Umbaus, des Ausbaus und 
der Erweiterung gewährt wird

Es können genossenschaftliche Zusam-
menschüsse etwa für Kindergärten, Pfle-
geeinrichtungen, kulturelle oder Bil-
dungs-Einrichtungen entstehen.

-	 festgelegt, dass Genossenschaften mit 
bis zu 20 Mitgliedern die Möglichkeit 
haben, nicht wie bisher zwei Vorstands- 
und drei Aufsichtsratmitglieder wählen 
zu müssen. Die Satzung kann bestimmen, 

nur ein Vorstandsmitglied zu wählen bzw. 
auf einen Aufsichtsrat zu verzichten. 

-	 kleinen Genossenschaften mit einer Bi-
lanzsumme von bis zu eine Million € 
bzw. einem Umsatz von bis zu zwei Mil-
lionen € die Möglichkeit von Prüfungs-
erleichterungen und individuellen Ver-
einbarungen mit den Prüfungsverbän-
den gegeben.

Finanzielle Förderung für 
Wohnungsgenossenschaften

Ein zweites zentrales Anliegen des Bundes-
vereins war - und ist es auch zukünftig - die 
steuerliche Förderung von Wohngenossen-
schaften grundsätzlicher und mit einer ande-
ren Zielvorstellung zu diskutieren. Eine steu-
erliche und weitergehende finanzielle Förde-
rung ist in erster Linie für Wohnprojekte not-
wendig, denn der Kauf von Grundstücken 
und Häusern bzw. der Neubau sind kosten-
intensiv. Bestehende Genossenschaften ver-
fügen über angespartes Eigenkapital. Zu för-
dern sind Neugründungen, die noch kein Ei-
genkapital erwirtschaften konnten.  

Zielgruppen einer reformierten Genossen-
schaftsförderung sollten Familien und Haus-
halte der unteren und mittleren Einkom-
mensgruppen sein, die den Sprung ins indi-
viduelle Wohneigentum wirtschaftlich allein 
nicht schaffen können bzw. kein individuelles 
Eigentum erwerben möchten, die aber bereit 
sind, mit ihrem Engagement, den vorhande-
nen knappen Eigenmitteln, mit Selbsthilfe 
und Solidarität gemeinschaftlich unter dem 
Dach einer Genossenschaft ihre Wohnungs-
versorgung in die eigene Hand zu nehmen.

Diese Selbsthilfebereitschaft soll genutzt 
werden für die Entwicklung sozialer Nach-
barschaften, um anstehende Aufgaben der 
Wohnungspolitik und der Stadtentwicklung 
in den nächsten Jahrzehnten lösen zu hel-
fen. Folgende Eckpunkte sollten von daher 

1988

Erarbeitung der Novellierungsvorschläge 
durch den Arbeitskreis „Recht“

Mit Beschluß des Vorstands vom 9. März 1988 
wurde - von dem Vorstandsmitgliedern Alfred 
Bußmann und Wolfgang Beywl koordiniert - 
ein Arbeitskreis Rechtsfragen mit folgenden 
Zielsetzungen eingerichtet: (...) 

2 .  N o v e l l i e r u n g s v o r s c h l ä g e  z u m 
Genossenschaftsgesetz
Zwei Prinzipien liegen den nachfolgenden No-
vellierungsvorschlägen zugrunde: (...)
a) Absenkung der Mindestmitgliederzahl von 
(jetzt) 7 auf (künftig) 3. Betroffen sind hier die 
§ 4, 80 und 16.
Neuformulierung: Die Zahl der Genossen muß 
mindestens 3 betragen. (...)
Begründung: Mehr als die Hälfte aller Selbst-
verwaltungsbetriebe und genossenschaftsähn-
licher Projekte in der BRD bestehen aus drei 
bis acht Mitarbeitern. Dies bedeutet, daß rd. 
die Hälfte der Selbstverwaltungsbetriebe bis-
lang von der genossenschaftlichen Rechtsform 
ausgeschlossen sind. Zur Erreichung des Ziels 
„Verbesserung der Zugangsbedingungen“ für 
diese Zielgruppe kommt daher einer deutlichen 
Reduzierung der Mindestmitgliederzahl eine 
zentrale Bedeutung zu.

b) Verbindliche Installierung des Aufsichts-
rates als Organ der Genossenschaft erst ab ei-
ner Größe von 15 Mitgliedern. Betroffen ist 
hiervon der § 9, 1. Er lautet: „Die Genossen-
schaft muß einen Vorstand und einen Aufsichts-
rat haben.“

Neuformulierung: In Genossenschaften mit we-
niger als 15 Mitgliedern kann das Statut be-
stimmen, daß kein Aufsichtsrat besteht. In die-
sem Fall nimmt die Generalversammlung die 
dem Aufsichtsrat obliegenden Aufgaben wahr. 
Besteht kein Aufsichtsrat, so gilt für die Sorg-

faltspflicht und Verantwortlichkeit der Gene-
ralversammlung § 41 entsprechend.

Begründung: Die Möglichkeit eines Verzichts 
auf das Organ Aufsichtsrat in Kleingenossen-
schaften erlaubt den Projekten größere Gestal-
tungsmöglichkeiten. Gerade in Produktivgenos-
senschaften in der Form selbstverwalteter Be-
triebe mit einem regelmäßig und häufig stattfin-
denden Plenum aller Mitarbeiter (Generalver-
sammlung) erscheint ein Aufsichtsrat mitunter 
überflüssig, weil die Mitglieder dort ihre Inter-
essen direkt und ohne Umweg einbringen und 
den Vorstand kontrollieren können. Selbstver-
ständlich können auch Kleingenossenschaften 
wahlweise einen Aufsichtsrat installieren. (...)

***

2006

Gese t z  be t ref fend d ie  Er werbs -  und 
Wirtschaftsgenossenschaften
(Genossenschaftsgesetz - GenG)

Abschnitt 1
Errichtung der Genossenschaft
(...)
§ 4 Mindestzahl der Mitglieder
Die Zahl der Mitglieder muss mindestens drei 
betragen.
(...)

§ 9 Vorstand; Aufsichtsrat
(1) Die Genossenschaft muss einen Vorstand 
und einen Aufsichtsrat haben. Bei Genossen-
schaften mit nicht mehr als 20 Mitgliedern 
kann durch Bestimmung in der Satzung auf 
einen Aufsichtsrat verzichtet werden. In diesem 
Fall nimmt die Generalversammlung die Rech-
te und Pflichten des Aufsichtsrats wahr, soweit 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.
(...)

Die Änderung des Genossenschaftsgesetzes 
war seit Gründung ein zentrales Anliegen des 
Bundesvereins gewesen. Eigene Vorschläge 
wurden publiziert, Fachveranstaltungen und 

–veröffentlichungen nahmen die Stellungnah-
men des Vereins auf. Durch personelle Beteili-
gung an der Expertenkommission Wohnungs-
genossenschaften der Bundesregierung (2002-

2004) war es zudem möglich, an zentraler Stel-
le die Anliegen des Vereins einzubringen.  

Im neuen Genossenschaftsgesetz wird u.a. 
-	 eine Neugründung mit drei Mitgliedern mög-

lich. Bisher waren es mindestens sieben. 
-	 der Förderzweck ausdrücklich auf kul-

turelle und soziale Belange ausgedehnt. 
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Bildungsträgern, an Beratungsunternehmen 
und an soziale Einrichtungen wie die Träger 
der Freien Wohlfahrtspflege wendet. 

Die konkreten Qualifizierungen vor Ort sol-
len dann über langfristige Kooperations-
partner, die auch Mitglieder sind, erfolgen. 
Entsprechend konzentrieren sich die aktu-
ellen Bemühungen darauf, weitere Genos-
senschaftsverbände für eine Kooperation 
und Mitgliedschaft zu gewinnen. 

Die dauerhafte Einbindung von bestehenden 
Kooperationspartnern, mit denen Qualifizie-
rungen vor Ort durchgeführt werden, ist inno-
va wichtig. Sie sollen als Mitglieder und Partner 
für weitere gemeinsame Projektentwicklun-
gen einschließlich der Entwicklung von Quali-
fizierungen gewonnen werden. Ziel ist es also, 
die praktischen Kooperationen so zu verfes-
tigen, dass daraus dauerhafte Formen und 
Strukturen der Zusammenarbeit entstehen.

Ehrenamtliches Engagement

Die Arbeit des Bundesvereins zur Förderung 
des Genossenschaftsgedankens wurde und 
wird wesentlich durch das ehrenamtliche 
Engagement von Mitgliedern getragen, die 
auch nach 20 Jahren des Bestehens unseres 
Vereins von der Zukunft der genossenschaft-

lichen Wirtschaftsform überzeugt sind und 
bleiben. An dieser Stelle sollen zumindest die 
Mitglieder namentlich genannt werden, die 
seit Gründung im Vereinsregister als Vorstand 
gem. § 26 BGB eingetragen waren und sind. 

Die Vorstandsarbeit konnte sich im Übrigen 
von Beginn an auf die aktive Mitwirkung ei-
ner großen Zahl von Beisitzern stützen. 

Die Vorstandsmitglieder des Vereins seit der 
Gründung am 14. März 1986:

Präsident
Dr. Christoph Zöpel, Bochum	 2000 ff

Vorsitzende
Hans-Ulrich Klose, Hamburg	 1986-1989 
Dr. Christoph Zöpel, Bochum	 1990-2000 
Jan Kuhnert, Hannover			   2000 ff

Vorstandsmitglieder
Dr. Hans-Jochen Vogel, München	 1986-1988 
Magdalene Hoff, Hagen		  1986-1990
Alfred Bußmann, Dortmund	 1986-1990
Rüdiger Reitz, Bonn			   1986-1990
Oswald Paulig, Hamburg		  1986-1990
Michael Müller, Düsseldorf		  1986-1995
Dr. Wolfgang Beywl, Brühl		  1986-1996
Prof. Dr. Klaus Novy, Köln		  1988-1991
Dr. M. Gödecke-Behnke, Bochum	 1988-1992
Frank Bogisch, Berlin (Ost)		  1990-1996
Dr. Burghard Flieger, Freiburg	 1990-2001
Wolfram Püschel, Solingen		  1995-2006
Thomas Felke, Halle			   1996-1999	
Jan Kuhnert, Hannover			   1999-2000
Dr. Sonja Menzel, Panitzsch		 2000-2005
Walter Schöler, Tönisvorst		  2001 ff
Barbara Chaluppa, Dortmund	 2005-2006
Mathias Fiedler, Hamburg		  2007 ff
Uwe Witte, Berlin				    2007 ff

-	 Beschränkung der steuerlichen Zulagen-
förderung auf Einlagen bei Genossen-
schaften bzw. Genossenschaftlichen In-
vestitionsfonds, die in den Satzungen die 
gemeinschaftliche stiftungsähnliche Ver-
mögensbindung zur dauerhaften Siche-
rung des gemeinsamen genossenschaft-
lichen Eigentums, die Mitgliedschaft der 
Vermietungsgenossenschaft bei einem 
staatlich anerkannten Genossenschaft-
lichen Investitionsfonds, bzw. die Ver-
pflichtung der Genossenschaftlichen In-
vestitionsfonds zur Aufnahme neuer Ver-
mietungsgenossenschaften und den re-
volvierenden Einsatz der Mittel des In-
vestitionsfonds, festgeschrieben haben.

Mit seinen Vorschlägen will der Verein die 
genossenschaftlichen Prinzipien der Selbst-
hilfe, des gemeinschaftlich genutzten Eigen-
tums und der selbstverantwortlichen Nut-
zung dem heutigen gesellschaftspolitischen 
Bedarf angepasst sehen. 

Wohnungsgenossenschaften sind auch eine 
mögliche Antwort auf die Diskussion über 
den Verkauf kommunaler Wohnungsgesell-
schaften. Der Erwerb durch bestehende Woh-
nungsgenossenschaften oder durch neu ge-
gründete Initiativen kann Wohnsicherheit 
schaffen und genossenschaftliches Enga-
gement der bisherigen Mieterschaft auslö-
sen, wie erste Beispiele zeigen. Auch die Um-
wandlung einer kommunalen Gesellschaft in 
eine Wohnungsgenossenschaft ist ein bereits 
erfolgreich umgesetztes Beispiel hierfür.

Investitionsfonds

Im Zusammenhang mit der Anpassung der 
Förderbedingungen ist der zentrale neue 
Ansatz des Bundesvereins der „Genossen-
schaftliche Investitionsfonds“, ein solida-
rischer Finanzausgleich zwischen den be-
stehenden Wohngenossenschaften auf der 
einen Seite und neuen bzw. zukünftigen ge-

nossenschaftlichen Wohnprojekten auf der 
anderen Seite, der wesentlich vom Vereins-
mitglied Frank Karthaus erarbeitet wurde. 

Denn Kernproblem neuer Wohnprojekte ist 
die Eigenkapitalbeschaffung. 
Benötigt wird deshalb ein Finanzverbund als 
ein spezielles Finanzierungsinstitut für ge-
nossenschaftliche Projekte, der in Kombina-
tion mit einer neuen sozial- und wohnungs-
politisch ausgerichteten zielgenauen För-
derung die finanziellen Startprobleme aus-
gleicht. Ein wohngenossenschaftlicher Fi-
nanzverbund, der Neugründungen begüns-
tigt, besteht in Deutschland im Gegensatz 
zu Schweden oder Norwegen nicht. Auch 
die Schweizer Genossenschaften verfügen 
über eine Bürgschaftsgenossenschaft, einen 
revolvierenden Fonds und einen Solidaritäts-
fonds, um die allgemeine Finanzierung des 
genossenschaftlichen Bauens für alte und 
neue Genossenschaften zu erleichtern.

innova eG - QuaGeno-
Multiplikatorenschulung

Neben den gesetzlichen Grundlagen und 
der finanziellen Förderung sieht der Bundes-
verein zur Förderung des Genossenschafts-
gedankens den Aufbau eines Netzes kompe-
tenter Gründungsberatungseinrichtungen 
als weitere Voraussetzung dafür, dass die ge-
nossenschaftliche Rechtsform in der Gesell-
schaft einen Stellenwert wie andere Rechts-
formen auch bekommen kann.

Um genossenschaftliche Gründungsbera-
tung langfristig sicherstellen zu können, auch 
wenn öffentliche Fördermittel nicht mehr 
oder in geringerem Umfang zur Verfügung 
stehen, entwickelte die innova eG nach der 
Phase der direkten Gründungsberatung von 
Selbsthilfegenossenschaften das Folgepro-
jekt „QuaGeno“ zur Qualifizierung von Mul-
tiplikatoren. Die innova eG begann 2006 mit 
ihren Schulungen, die sich an Mitarbeiter von 

QuaGeno-Seminar in Bielefeld, Oktober 2007
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„Beratungsagentur für Arme“ klingt auch 
nicht verlockend. Vielleicht sind Genossen-
schaften mit ihrem Alternativ-Image nicht 
mehr zeitgemäß?
Im Gegenteil: Die traditionelle Charakterisie-
rung vieler Genossenschaften als „Kinder der 
Not“ ist hochaktuell. Wenn mit dem Einkom-
men kein Auskommen ist, bleibt die Genos-
senschaft ein Weg, durch gemeinschaftliches 
Wirtschaften die Lebensverhältnisse zu verbes-
sern, gleich, ob es um preiswerten Wohnraum, 
günstiges Einkaufen oder Arbeitsplätze geht.

Ist das nicht eine sozial romantische Antwort 
auf die totale Ökonomisierung?
Genossenschaftliches Wirtschaften ist weder 
Sozialromantik noch eine Absage an die Re-
chenhaftigkeit. Nur das Hauptziel des Wirt-
schaftens ist ein anderes: Während der Erfolg 
einer Kapitalgesellschaft am Gewinn und Bör-
senkurs gemessen wird, zielt die Genossen-
schaft darauf ab, für ihre Mitglieder Nutzen zu 
produzieren. In der Wissensgesellschaft ge-
winnen Humanressourcen als Produktions-
faktor an Bedeutung. Wo könnte man die Fä-
higkeiten engagierter Menschen besser nut-
zen als in solidarischen Genossenschaften?

Interview mit Dr. Christoph Zöpel, aus 
„die tageszeitung (taz)“ vom 18.8.2006
„Wir brauchen Wir-eGs statt Ich-AGs“. Selbsthilfe durch Genossenschaften droht in die Ver-
gessenheit zu geraten. Deshalb ist die Novelle des Genossenschaftsrechts richtig. Sie nützt 
aber wenig, wenn in Schulen nur Profitdenken gelehrt wird, so Christoph Zöpel

Beate Willms, taz: Herr Zöpel, warum setzen 
Sie auf eine überholte Unternehmensform?
Christoph Zöpel: Seit wann sind Genossen-
schaften überholt?

Vor 75 Jahren gab es 52.500 Genossenschaften 
in Deutschland. Heute sind es knapp 8.000. 
Tendenz sinkend.
Das ist vor allem eine Folge von Fusionen, 
nicht von Insolvenzen. Genossenschaften 
sind eine sehr stabile und sichere Unter-
nehmensform. Und: Die Zahl der Genossen-
schaftsmitglieder hat sich in diesen 75 Jah-
ren auf über 20 Millionen verdoppelt.

Trotzdem haben Genossenschaften nicht den 
besten Ruf.
Das hat mit dem allgemeinen Niedergang 
der Gemeinwirtschaft zu tun. Die DDR hatte 
ihre Genossenschaften instrumentalisiert. Der 
Selbsthilfeansatz wurde diskreditiert, indem er 
von oben verordnet wurde. In der alten Bun-
desrepublik war das Problem eher ein haus-
gemachtes durch das unrühmliche Ende der 
Coop und den Skandal um die Neue Heimat.

Das ist aber schon fast 20 Jahre Geschichte.
Auch derzeit gibt es ähnliche Probleme. Durch 
Fusionen, vor allem von Volksbanken, sind 
sehr große Genossenschaften entstanden. 
Als große Wirtschaftsunternehmen haben 
sie sehr eigene Interessenschwerpunkte.

Was soll das heißen?
Große Genossenschaften sind so anonym, 
dass sie dem einzelnen Mitglied wenig An-
reiz bieten, sich zu engagieren. Die Mit-

glieder wählen meist nur noch die Vertreter-
versammlung, die ihrerseits den Aufsichts-
rat bestimmt. Die Genossenschaften selbst 
konzentrieren sich auf Wirtschaftlichkeit und 
kaum auf den Genossenschaftsgedanken.

Verbessert das geänderte 
Genossenschaftsgesetz die Lage?
Ja, es ist jetzt einfacher, Genossenschaften 
zu gründen, und billiger, sie zu führen. Und 
die eG kann auch im Sozialen und Kultu-
rellen eine Rolle spielen.

Also kann das Gesetz einen neuen 
Genossenschaftsboom auslösen?
Er ist möglich, aber er erfordert weitere 
Voraussetzungen. Man muss ja erst mal auf 
die Idee kommen, eine Genossenschaft zu 
gründen, und wissen, dass es jetzt relativ 
einfach geht. Es gibt kaum Unternehmens- 
oder Gründungsberater, die sich mit Ge-
nossenschaften auskennen. Deshalb brau-
chen wir eine Gründungsagentur für neue 
Genossenschaften.

Die gab es um 1990 schon einmal. 
Sie war nicht rentabel.
Aber sie hat erfolgreich gearbeitet. Sie en-
dete, als sie nicht mehr staatlich gefördert 
wurde. Denn von einer Beratungsagentur für 
Arme konnte man nicht verlangen, dass sie 
sich selbst trägt. Heute könnte von der Bun-
desagentur für Arbeit gefördert werden. Statt 
der Ich-AG bietet sich die gemeinschaftliche 
Selbsthilfe in Form der Wir-eGs an.

Was heißt das genau?
Viele neu gegründete Genossenschaften finden 
sich im Dienstleistungs- oder IT-Bereich. Es lässt 
sich eine Genossenschaft gründen, um ein EDV-
Netz oder eine teure Software zu teilen oder 
Daten und Verbindungen auszutauschen.

Wieso nutzen das so wenige?
Weil das Wissen über Genossenschaften nicht 
ausreichend verbreitet ist. Nicht bei Unter-
nehmensberatern, nicht in Schule und Uni.

Aber es gibt doch Lehrstühle 
zum Genossenschaftswesen.
Das stimmt. Aber es hilft den Schulen nicht. 
Dort hat das Institut der Deutschen Wirt-
schaft mit seinem Programm „Junior“ den 
Unterricht faktisch monopolisiert. Dort ler-
nen die Schüler ein Jahr lang in Schülerfir-
men das gewinn orientierte Wirtschaften. 
Eine Alternative wären genossenschaftliche 
Schülerfirmen. Einige, wie an der Joseph-
Beuys-Gesamtschule in Düsseldorf, gibt es 
bereits. Das ist ein Anfang. 

INTERVIEW: BEATE WILLMS
 

Verlagsgenossenschaft eG
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Ausblick 
von Dr. Christoph Zöpel, 
Vorsitzender des BzFdG von 1990 bis 2000, 
Präsident seit 2000

Zwanzig Jahre, so lange, wie der Bundesverein zur Förderung 
des Genossenschaftsgedankens besteht, hat er sich im Interes-
se des Betriebs kleiner und insbesondere der Gründung neuer 
Genossenschaften für ein einfaches Genossenschaftsgesetz ein-
gesetzt. Seine Vorschläge finden sich jetzt größtenteils in dem 
Mitte 2006 geänderten Genossenschaftsgesetz.

Zu Freude und Erleichterung über das Erreichte hat sich allerdings alsbald die Erkenntnis ge-
sellt, dass die verbesserten gesetzlichen Rahmenbedingungen nur dann eine nennenswerte 
Wirkung entfalten können, wenn der Genossenschaftsgedanke und die Rechtsform der Ge-
nossenschaft mit ihren Besonderheiten die weithin verloren gegangene Bekanntheit zurück-
gewinnen. Der BzFdG sowie Verbände und Bildungsträger können hierzu mit einer vielfäl-
tigen und intensiven Bildungs- und Informationsarbeit einen wichtigen Beitrag leisten. 

Noch ehe die Gründungserleichterungen für Genossenschaften wirklich bekannt gemacht 
werden konnten, ist der Blick jedoch erneut auf den Gesetzgeber zu richten. Aktuelle Bera-
tungen über die Einführung einer Mini-GmbH in Angleichung an das Gesellschaftsrecht an-
derer EU-Staaten bergen für die Genossenschaft Risiko und Chance zugleich:

Die Gesetzesänderungen 2006 haben zwar eine gewisse Annäherung des Genossenschafts-
rechts an die Vorschriften für GmbH und AG gebracht, bei weitem aber noch keine Chan-
cengleichheit für die eG im Vergleich zu anderen deutschen Rechtsformen. Kommt es zur 
Mini-GmbH, wird es keinen wirtschaftlich vernünftigen Grund mehr geben, statt dieser eine 
ohnehin vergleichsweise aufwändige Genossenschaftsgründung vorzunehmen.

Die Chance für neue Genossenschaften, gegründet auch von Jüngeren, besteht hingegen in 
der zeitgleichen Einführung einer Mini-eG, die ähnlich einfach und kostengünstig zu grün-
den ist wie die geplante Mini-GmbH; also ohne aufwändiges Startkapital, Gründungsgut-
achten, Pflichtprüfung und Mitgliedschaft in einem Prüfungsverband. Hat die Mini-eG ihre 
wirtschaftliche Lebensfähigkeit unter Beweis gestellt, kann der Erwerb der Mitgliedschaft 
in einem Prüfungsverband folgen.

Die Diskussion des deutschen Genossenschaftsrechts vollzieht sich im Übrigen zunehmend 
im europäischen Rahmen. So liegt es nahe, dass der  BzFdG seine Aufmerksamkeit verstärkt 
auf die Entwicklung des Genossenschaftswesens in anderen Ländern richten wird - vor allem 
auf Länder, in denen die Zahl genossenschaftlicher Existenzgründungen ständig steigt. Eine 
Auseinandersetzung  mit den Ursachen derart positiver Entwicklungen lässt wichtige Im-
pulse für die Förderung des Genossenschaftsgedankens in Deutschland erwarten •
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Bildnachweis

S.4, 5 unten, 33: Ausstellung „Anders leben“ 1983
S.5 mitte: Der Spiegel; Ausgabe 2/1985
S.16 links: Sächsischer Verein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V.
S.20: Landwege eG, Lübeck
S.21 oben: Cena et Flora eG, Riesa
S.21 unten: Sages eG, Freiburg

Andere Abbildungen: Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V., da-
von S.6-11 entnommen aus dem Bestand des „Archivs der sozialen Demokratie“ der Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Bonn
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